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Crowdworker

Wie sind sie arbeits-

rechtlich einzustufen?

Liebe Leserin, lieber Leser,

bei einer Kündigung ist – sofern es sich nicht um eine fristlose Kündigung handelt –
eine bestimmte Frist einzuhalten. Die Kündigungsfrist verschafft dem Arbeitnehmer
Zeit, sich neu zu orientieren, oder gibt im umgekehrten Fall, wenn der Mitarbeiter
von sich aus kündigt, dem Arbeitgeber die Möglichkeit, sich auf die neue Situation
einzustellen. In Anbetracht der bevorstehenden Trennung besteht aber mitunter 
beiderseits kein großes Interesse mehr an einer weiteren Zusammenarbeit. Eine
mögliche Lösung ist eine vorzeitige Freistellung des Arbeitnehmers. Was dabei
arbeits- und sozialversicherungsrechtlich zu beachten ist, lesen Sie ab Seite 2. 

Ein frohes Weihnachtsfest und alles Gute für 2020 wünscht Ihnen

Keine Entschädigung 
bei Scheinbewerbungen
URTEIL . Wer sich auf eine Stelle bewirbt, um bei einer Absage eine
Ent schädigung einzufordern, kann sich nicht auf den Schutz des
All gemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) berufen. Das zeigt
ein neues Urteil des Arbeitsgerichts Bonn. 

Bewerber, die sich nicht ernsthaft auf
eine Stelle bewerben, sondern mit dem
Ziel, bei einer Nichtberücksichtigung
eine Diskriminierung nach dem AGG gel-
tend zu machen und eine Entschädigung
einzuklagen, haben vor Gericht schlechte
Karten. Das Arbeitsgericht Bonn ent-
schied in einem Fall, in dem sich der Klä -
ger auf eine Altersdiskriminierung beru-
fen hat, zugunsten des Arbeit gebers. 

Entschädigungsklage nach 
abgelehnter Bewerbung
Zum Sachverhalt: Ein Arbeitgeber suchte
einen „Fachanleiter aus den Bereichen
Küche/Haus wirt schaft/Nähen“. Ein Mann

bewarb sich auf die Stellenanzeige mit
dem Hinweis, dass er Rentner sei, und
bat um ein Ge haltsangebot auf Voll zeit -
basis. Der Aus bildungsbereich Nähen
könne von ihm nicht erbracht werden.
Außerdem be nötige er ein vom Arbeit -
geber gestelltes Appartement in nächs -
ter Betriebsnähe. 
Der Bewerber wurde zu keinem Vorstel -
lungsgespräch eingeladen. Der Arbeit -
geber teilte ihm mit, dass er nicht in die
engere Auswahl einbezogen werde. Da -
raufhin klagte der Bewerber auf eine Ent -
schä digung in Höhe von 11.084,58 EUR –
mit der Begründung, dass er sich wegen
seines Alters diskriminiert sehe.
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In dieser Ausgabe:

BAG sah hier keine Indizien 
für eine Altersdiskriminierung
Das Arbeitsgericht Bonn hat die Klage
abgewiesen (Urteil v. 23.10.2019, 5 Ca
1201/19). Der Kläger habe schon keine
Indizien dargelegt, welche für eine
Diskriminierung wegen Alters sprechen.
Darüber hinaus bewertete das Gericht
das Verhalten des Bewerbers als rechts-
missbräuchlich. Das Bewerbungsan -
schrei ben enthielt nach Ansicht des
Gerichts eine Vielzahl objektiver Indizien
dafür, dass der Rentner sich ausschließ-
lich bei dem Unternehmen beworben
habe, um einen Entschädigungsanspruch
geltend zu machen. 
Das An schrei ben enthielt offenbar keiner-
lei Aus führungen zur Qua lifikation des
Mannes oder zur Mo tiva tion für seine
Be werbung. Das Arbeits gericht ging da -
von aus, der Bewerber habe mit der For -
derung eines vom Ar beit geber gestell-
ten, in nächster Betriebs nähe gelegenen
Appartements eine Ab sage heraufbe-
schwören wollen. 
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Wenn ein Arbeitsverhältnis gekündigt
wird und es sich nicht um eine fristlose
Kün digung handelt, läuft der Arbeits ver -
trag noch bis zum Ende Kündigungsfrist
weiter. Wenn die Trennung besiegelt ist,
besteht aber beiderseits oft kein großes
Interesse mehr an einer weiteren Zu -
sam menarbeit. In einem derartigen Fall
kommt eine vorzeitige Frei stel lung in -
frage. Was sind die Folgen?

Gehalt wird weiterbezahlt
Einigen sich die Vertragsparteien auf
eine Freistellung für die Restlaufzeit des
Ar  beits  verhältnisses, wird der Arbeit neh -
mer von der Arbeitspflicht befreit. Der
Mitarbeiter muss also, obwohl das Be -
schäf tigungsverhältnis offiziell noch
nicht beendet ist, nicht mehr zur Arbeit
erscheinen. Bei einer Freistellung im

Ans chluss an eine Kündigung bleibt aber
der Vergütungsanspruch bis zum Ende
der Kündigungsfrist erhalten. Das bedeu-
tet: Der Ar beit geber muss das Gehalt bis
zum regu lären Ende des Arbeitsver hält -
nisses wei ter zahlen. 

Gerichtlicher Vergleich mit
Freistellungsvereinbarung
Dass bei Freistellungen der Freistel lungs -
vereinbarung eine wichtige Bedeutung
zukommt, zeigt ein aktuelles Urteil des
Bundesarbeitsgerichts. In dem Fall ging
es um eine Freistellung in einem gericht-
lichen Vergleich im Rahmen eines Kün -
digungsschutzprozesses. 
Zur Vorges ch ich te: Einer Mitarbeiterin war
fristlos gekündigt worden. Die Frau klag-
te gegen die Kündigung. Im Kündigungs -
schutzprozess schlossen die Vertrags par -

teien einen ge richtlichen Vergleich, wo -
nach das Ar beits v erhältnis durch eine 
or dentliche Ar beitg eberkündigung mit
Ab lauf des 31. Januar 2017 endete. Bis 
da hin stellte das Unternehmen die Mit -
ar bei terin unwiderruflich und unter Fort -
zah lung der vereinbarten Vergütung von
der Ar beitspflicht frei. Mit dem Freistel -
lungs zeitraum sollte auch der Resturlaub
ab gegolten sein. Nach dem Ende des Ar -
beitsver hält nis ses verlangte die Frau die
Ab geltung von 67,10 Plusstun den auf
ihrem Arbeitszeitkonto mit 1.317,28 EUR
brutto nebst Zinsen. Fraglich war, ob der
Arbeitgeber das Zeitguthaben ausbezah-
len muss oder ob es mit der Freistellung
auto matisch abgebaut wurde.

Abbau von Plusstunden 
muss extra vereinbart werden
Das Bundesarbeitsgericht entschied zu -
gunsten der Mitarbeiterin (BAG, Urteil v.
20.11.2019, Az. 5 AZR 578/18). Das BAG
stellte klar: Endet das Arbeits ver hältnis
und können Gutstunden auf dem Ar -
beitszeitkonto nicht mehr durch Frei zeit
ausgeglichen werden, sind sie vom Ar -
beit  geber abzugelten. 

Die Freistellung als Ausweg? Manche Unternehmen verzichten während der Kündigungsfrist auf die Arbeitskraft des Mitarbeiters. 

Was Arbeitgeber bei Freistellungen 
nach einer Kündigung beachten müssen
Rechtsprechung. Nicht selten kommt es vor, dass sich Arbeitgeber
und Arbeitnehmer nach einer Kündigung auf eine vorzeitige
Freistellung bis zum Ende der regulären Vertragszeit einigen. Welche
Rechte und Pflichten gelten während der Freistellungsphase? 

>>
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Dürfen freigestellte Mitarbeiter an Betriebsfeiern teilnehmen?

Arbeitnehmer, die bis zum Ende des Beschäftigungsverhältnisses freigestellt
sind, dürfen der Arbeit fernbleiben. Aber haben sie einen Anspruch darauf,
am Betriebsausflug, an der Weih nachts feier oder einer anderen betrieb -
lichen Veranstaltung teilzunehmen? 

In einem Fall vor dem Arbeitsgericht Köln ging es um die Klage eines Mitarbeiters, der

langjährig in leitender Position beschäftigt war. Ende 2015 vereinbarte er mit seinem

Arbeitgeber eine Freistellung ab Jahresbeginn 2016 bis zur Be endigung des Arbeits ver -

hältnisses mit Renteneintritt im Jahr 2018. Dem Arbeitnehmer wurde mündlich zuge -

sichert, er könne auch weiterhin an betrieblichen Weihnachts- und Karnevalsfeiern

sowie an Betriebsausflügen teilnehmen. Nachdem der freigestellte Mit arbeiter zum Be -

triebsausflug 2016 zunächst eingeladen worden war, wurde ihm vom neuen Vorstands -

vorsitzenden mitgeteilt, dass seine Teilnahme am Betriebsausflug unerwünscht sei.

Dagegen wehrte sich der Arbeitnehmer und klagte auf Teilnahme an den künf tigen

planmäßig stattfindenden betrieblichen Veranstaltungen bis zum Renten eintritt.

Seine Klage hatte Erfolg (ArbG Köln, Urteil v. 22.6.2017, 8 Ca 5233/16). Das Arbeits -

gericht bejahte ein Recht zur Teilnahme an Betriebsfeiern und be gründete dies mit dem

arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz. Der Arbeitgeber benötige einen

Sachgrund, wenn er einzelne Arbeitnehmer von der Teilnahme an derartigen betrieb-

lichen Veranstaltungen ausschließen wolle, so das Gericht. Die einvernehmliche Frei -

stellung reicht nach Ansicht des Gerichts als Sachgrund nicht aus. Das Arbeitsgericht sah

auch keine Anhaltspunkte dafür, dass es durch die Teilnahme des freigestellten Mitar -

beiters zu einer Störung der Betriebsveranstaltung kommen könnte. 

Die Unterscheidung zwischen „aktiven“ Belegschaftsmitgliedern und Ehemaligen bzw.

Rentnern, auf die sich das Unternehmen im vorliegenden Fall berufen hat, rechtfertigte

nach Auffassung des Arbeitsgerichts Köln den Ausschluss des freigestellten Mitarbeiters

von den Betriebsveranstaltungen ebenfalls nicht. Der Mitarbeiter befand sich im Zeit -

punkt der Freistellung noch im Arbeitsverhältnis, sodass er nach Ansicht des Arbeits ge -

richts weder als Rentner noch als ehemaliger Arbeitnehmer einzustufen war. 

Laut BAG erfüllt eine Freistellung in
einem gerichtlichen Vergleich den An -
spruch des Arbeitnehmers auf Freizeit -
 ausgleich zum Abbau des Arbeitszeit kon -
tos nur dann, wenn in dem Vergleich hin-
reichend deut l ich zum Ausdruck kommt,
dass mit der Freistellung auch ein Po -
sitiv saldo auf dem Arbeitszeitkonto aus-
geglichen werden soll. Die Klausel, der
Arbeitnehmer werde unwiderruflich von
der Pflicht zur Erbringung der Arbeitsleis -
tung freigestellt, genüge dem nicht.
Nach Ansicht des BAG wurde im gericht-
lichen Vergleich nicht hinreichend deut -
lich festgehalten, dass die Freistel lung
auch dem Abbau des Arbeitszeit kon tos
dienen bzw. mit ihr der Freizeit aus gleichs -
an spruch aus dem Arbeits zeit konto er -
füllt sein soll. 
Das heißt: Wird in der Frei stel lungs ver -
einbarung nicht ausdrücklich fest ge -
halten, dass mit der Freistellung auch ein
Guthaben auf dem Arbeits zeit konto aus-
geglichen werden soll, muss der Arbeit -
geber die Plusstunden vergüten. Eine Ver -
einbarung, wonach ein Positivsaldo auf
dem Arbeitszeitkonto während der Frei -
stellungsphase abgebaut werden soll, ist
grundsätzlich erlaubt.  

Anrechnung von Resturlaub
Neben dem Ausgleich des Arbeits zeit -
 kontos sollte auch der Umgang mit
einem eventuell noch vorhandenen Ur -
laubs anspr uch im Rahmen der Frei -
stellungsvereinbarung geregelt werden.
Dabei bietet es sich an, dass der Rest -
urlaub auf die Freistellungsphase ange-
rechnet wird. Für die Anrechnung des
Resturlaubs sollte die Freistellung in der
Freistellungsvereinbarung ausdrücklich
als unwiderruflich bezeichnet werden
und es sollte klargestellt werden, dass
die Freistellung unter Anrechnung etwai-
ger Resturlaubsansprüche erfolgt. 
Möglich ist auch, dass Arbeitgeber und
Ar beitnehmer eine widerrufliche Frei -
stel lung vereinbaren. Dann darf der Ar -
beit   geber den Mitarbeiter bei Bedarf
zurück an den Arbeitsplatz beordern.
Wurde die Freistellung als widerruflich
ver einbart, ist eine Anrechnung des
Resturlaubs nicht erlaubt. 

Wettbewerbsverbot auch 
während der Freistellungsphase?
Auch während der Freistellungsphase
gilt der Grundsatz, dass der Arbeit neh -
mer ohne Einwilligung seines Arbeit ge -
bers nicht für ein Konkurrenzunter neh -
men tätig werden darf. Der Arbeit geber
kann jedoch zustimmen, dass der Mit -
arbeiter während der Freistellungs phase
für einen Wettbewerber arbeitet. Dann
ist eine solche Konkurrenztätigkeit er -
laubt. So kann z. B. in der Freistel lungs -
ver einbarung eine Klausel aufgenom-
men werden, wonach der Arbeitneh-
mer „in der Verwertung seiner Arbeits -
kraft frei ist“. 

Sozialversicherungspflicht besteht fort
Neben den arbeitsrechtlichen Gesichts -
punk ten ist bei einer Freistellung auch
der sozialversicherungsrechtliche Aspekt
zu beachten. Wenn eine vorzeitige Frei -
stellung unter Fortzahlung der Bezüge
erfolgt, dann besteht das sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigungsverhältnis
bis zum Ende der Vertragszeit weiter. 
Das gilt auch dann, wenn die Freistellung
ein vernehm lich erfolgt und als unwider-
ruflich vereinbart wird. Der Ar beitgeber
muss in solchen Fällen auch während
der Freistellungsphase die Bei träge zur
ge setzlichen Kranken-, Pflege-, Renten-
und Arbeitslosen ver siche rung bezahlen. 



www.haufe.de/personal

Arbeitsrecht 12|2019

HR-NewsService   4

INFO

Anrechenbare bzw. nicht anrechenbare Zusatzleistungen

Beispiele für Zusatzleistungen, die auf den Mindestlohn angerechnet werden dürfen:

• Sonn- und Feiertagszuschläge

• Überstundenzuschläge

• Akkord- und Leistungszulagen

• Tarifliche Einmalzahlungen (nur anrechenbar für den jeweiligen Fällig keitszeitraum) 

• Bauzulagen

• Schmutz- und Gefahrenzulagen

Beispiele für Zusatzleistungen, die nicht auf den Mindestlohn angerechnet werden dürfen:

• Beiträge zur betrieblichen Altersversorgung und sonstige 

 vermögenswirksame Leistungen

• Zuschläge für Nachtarbeit

• Leistungen, die zusätzliche Aufwendungen des Arbeitnehmers 

 abdecken (Aufwandsentschädigungen)

LOHNUNTERGRENZE. Zum Jahreswechsel steigt der gesetzliche Min -
dest lohn auf 9,35 EUR pro Stunde. Für wen gilt eigentlich der
Mindest lohn und für wen nicht? Und welche Vergütungsbestandteile
dürfen auf den Mindestlohn angerechnet werden?

Der gesetzliche Mindestlohn 
steigt ab Januar 2020

Mit der Anhebung des gesetzlichen Min -
destlohns folgt die Bundesregierung
dem Vor schlag der Mindestlohn-Kom mis -
sion, welche alle 2 Jahre die Höhe des
Mindestlohns fest legt. Die Kommission
hatte in 2018 vor  geschlagen, den Min -
dest lohn in 2 Stu fen zu erhöhen – auf
9,19 EUR pro Stun de zum 1.1.2019 und
auf 9,35 EUR pro Stun de zum 1.1.2020.
Nach der Erhöhung zum Jahresbeginn
2019 wird zum bevorstehenden Jahres -
wechsel eine weitere Anhebung erfol-
gen – auf dann 9,35 EUR pro Stunde. 

Für wen gilt der 
gesetzliche Mindestlohn?
Der gesetzliche Mindestlohn gilt grund -
sätzliche für alle volljährigen Arbeit neh -
mer – also auch für Teilzeitkräfte und
Mini jobber. Doch es gibt Ausnahmen. So
muss Langzeitarbeitslosen in den ersten
6 Mo naten nach Aufnahme einer Be -
schäf ti gung kein Mindestlohn gezahlt
werden. Außerdem gilt der allgemeine
gesetzliche Mindestlohn nicht bei einem
Pflichtprak tikum oder bei einem freiwil-
ligen Prakti kum, das nicht länger als 3
Mo nate dauert. Für Auszubildende gilt 
der all gemeine gesetzliche Min destlohn
eben falls nicht – jedoch wurde die Ein-
füh rung eines Azubi-Mindestlohns be -
schlos sen, der ab 2020 gilt und zunächst
515 EUR monatlich im 1. Lehr jahr be trägt. 

Welche Vergütungsbestandteile
zählen zum Mindestlohn?
Bekommt ein Arbeitnehmer „nur“ ein
Grund gehalt (ohne Sonderzahlungen
oder Zulagen), dann muss dieses Grund -
gehalt dem gesetzlichen Mindestlohn
ent sprechen. Komplizierter wird es, wenn
Extrazahlungen oder Zulagen dazukom-
men. In solchen Fällen stellt sich die

Frage, welche Vergütungsbestandteile
auf den Mindeststundenlohn angerech-
net werden dürfen und welche zusätz-
lich zum Mindestlohn zu zahlen sind. Mit
anderen Worten: Ist es erlaubt, dass ein
Arbeitgeber ein Grundgehalt unterhalb
des Mindestlohns bezahlt und das Gehalt
dann mit Zusatzzahlungen wie z. B. Ur -
laubs- oder Weihnachtsgeld aufstockt?
Weil dies im Mindestlohngesetz (MiLoG)
nicht im Detail geregelt ist, hatte sich die
Rechtsprechung mit dieser Problematik
zu beschäftigen.

Maßgeblich ist der Zweck der
Sonderzahlung oder Zulage
Wie aus der Rechtsprechung des Euro -
päischen Gerichtshofs (EuGH) und des
Bundesarbeitsgerichts (BAG) hervor-
geht, können Vergütungsbestandteile
dann auf den Mindestlohn angerechnet
werden, wenn sie eine Gegenleistung
für die reguläre Tätigkeit des Arbeit neh -

mers darstellen. Maßgeblich ist also der
Zweck der Sonderzahlung oder Zulage.
Entscheidend für die Anrechenbarkeit ist,
ob die Zahlung als Gegenleistung für
erbrachte Arbeit erfolgte. 
Zusätzlich zum Mindestlohn sind solche
Zahlungen zu leisten, die der Arbeit -
geber ohne Rücksicht auf eine tatsäch -
liche Arbeitsleistung des Mitarbeiters
erbringt oder die auf einer besonderen
gesetzlichen Zweckbestimmung beru-
hen (lesen Sie dazu auch den nachfol-
genden Info-Kasten).

Was gilt für Einmalzahlungen?
Jährliche Einmalzahlungen wie beispiels-
weise Urlaubs- oder Weihnachtsgeld dür-
fen nur für den jeweiligen Fälligkeits -
zeitraum auf den Mindestlohn angerech-
net werden und auch nur unter der Vo -
raus setzung, dass der Arbeitnehmer die
Leistung tatsächlich und unwiderruflich
ausbezahlt be kommt. 
Dazu folgendes Beispiel: Wenn das jähr -
liche Weih nachtsgeld einmalig im No -
vem ber ausbezahlt wird, darf es hin-
sichtlich des Min destlohnanspruchs für
den Vor monat Oktober berücksichtigt
wer den. Wird eine jährliche Sonderzah -
lung zu je 1/12 auf die einzelnen Mo -
nate verteilt, ist eine monatliche Anrech -
nung auf den Mindestlohn erlaubt. 
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BETRIEBLICHE ALTERSVERSORGUNG. Mit der Einführung eines Frei -
betrags will die Bundesregierung Betriebsrenten fördern und attrak-
tiver machen. Ein entsprechender Gesetzentwurf wurde inzwischen
beschlossen. 

Für viele Arbeitnehmer ist die Be triebs -
rente – neben der gesetzlichen Rente –
ein wichtiger Baustein ihrer Altersab -
siche rung. Bei Betriebsrenten kommt es
zu einer sog. Doppelverbeitragung: So -
wohl das anzusparende Entgelt als auch
die ausgezahlten Versorgungsbezüge
unter liegen der Sozialversicherungs -
pflicht. Diese doppelte Beitragspflicht
wird teilweise kritisch gesehen, weil sich
dadurch die Attraktivität der betrieb -
lichen Altersvor sorge verringert. 

Ein neuer Freibetrag 
soll eingeführt werden
Aufgrund einer Neu regelung, die ab
dem 1.1.2020 gelten soll, wird die be -
stehende Dop pelverbei tragung zwar
nicht abgeschafft, aber die Beitrags be -
las tung doch immerhin gemindert. Die
Bun desregie rung hat den Entwurf eines
„Gesetzes zur Einführung des Frei be tra ges
in der ge setzlichen Kran ken ver siche rung
zur För derung der betrieblichen Alters -
vor sorge“ beschlossen. 
Der Kernpunkt des neuen Ge setzes: Die
bisherige Freigrenze von 155,75 EUR soll
durch einen Freibetrag von 159,25 EUR
ersetzt werden. Der Vorteil für die Be -
triebsrentner: Die Ein führung eines Frei -
betrags führt dazu, dass nur der Be trag,
der über dem Freibetrag von 159,25 EUR
liegt, krankenversicherungspflichtig wird.
Im Gegensatz dazu ist eine Betriebs -
rente, die über der Frei grenze liegt, kom-
plett beitragspflichtig.

Beispielsrechnung
Den Vorteil der Neuregelung verdeutlicht
folgendes fiktives Beispiel: Jemand be -
kommt eine monatliche Betriebsrente in
Höhe von 300 EUR ausbezahlt. Nach der
bisherigen  Regelung sind die Beiträge

zur Kranken- und Pflegeversicherung aus
dem ge samten Betrag der Betriebrente
(300 EUR) zu be rechnen. Wenn die neue
Freibetrags re gelung in Kraft tritt, würde
der Kran ken ver sicherungsbeitrag nur aus
einem Betrag von 140,75 EUR (300 EUR
minus dem Freibetrag von 159,25 EUR)
berechnet, was eine finanzielle Entlas -
tung für den Betriebsrenten emp fänger
bedeuten würde. 

Betriebsrenten: Neuer Freibetrag 
soll finanzielle Entlastung bringen

Für die Pflegeversicherung soll 
weiterhin die Freigrenze gelten
Zu beachten ist: Der Freibetrag soll nur
für den Krankenversicherungsbeitrag
gel ten, in der Pflegeversicherung soll da -
gegen nach wie vor die Freigrenze an -
wendbar sein. Bei Personen, deren Be -
triebs rente innerhalb der bisherigen Frei -
grenze bzw. innerhalb des neuen Freibe -
trags liegt, bleibt die Betriebsrente bei-
tragsfrei in der Kranken- und Pflegev er -
siche rung. 
Der Freibetrag bei der Betriebsrente soll
nur für gesetzlich Pflichtversicherte gel-
ten, nicht aber für freiwillig gesetzlich
Versicherte. Wer freiwillig Mitglied in der
gesetzlichen Krankenversicherung ist,
muss die Versorgungsbezüge – wie bis-
her auch – in voller Höhe verbeitragen. 

INFO

Altersgrenze für Betriebsrentenanspruch ist rechtens 

Das Bundesverfassungsgericht hat eine Altersgrenze von 50 Jahren für die Aufnahme in

die betriebliche Altersversorgung rechtmäßig gewertet (BVerfG, Urteil v. 23.7.2019, 

1 BvR 684/14). Demnach ist eine Regelung wirksam, wonach Mitarbeiter nicht mehr in

ein betriebliches Altersversorgungssystem aufgenommen werden, wenn sie erst nach

ihrem 50. Lebensjahr bei dem Arbeitgeber beginnen.

Auslöser für das Urteil war die Klage einer Frau, die nach der Geburt ihres Kindes beruf-

lich pausiert und mit 51 Jahren und 4 Monaten wieder eine Tätigkeit aufgenommen

hatte. Bei ihrem Arbeitgeber gab es eine Regelung, wonach Beschäftigte einen An -

spruch auf bAV-Leistungen durch die Unterstützungskasse haben, wenn sie dort mindes-

tens 10 Jahre anrechenbar tätig waren und bei Aufnahme der Tätigkeit das 50. Lebens -

jahr noch nicht vollendet hatten. Dienstjahre nach dem vollendeten 60. Lebensjahr wur-

den nicht mehr angerechnet. Weil die Frau bei Aufnahme der Tätigkeit schon über 50

Jahre alt war, lehnte die Unterstützungskasse einen Versorgungsanspruch nach Renten -

eintritt ab. 

Bereits 2013 hatte das Bundesarbeitsgericht – wie auch die Vorinstanzen – die Klage

abgewiesen (BAG, Urteil v. 12.11.2013, 3 AZR 356/12). Das BAG entschied: Eine Bestim -

mung in einem Leistungsplan einer Unterstützungskasse, nach der ein Anspruch auf eine

betriebliche Altersversorgung nicht mehr erworben werden kann, wenn der Arbeit neh -

 mer bei Eintritt in das Arbeitsverhältnis das 50. Lebensjahr vollendet hat, ist wirksam.

Sie verstößt nicht gegen das Verbot der Diskriminierung wegen des Alters und bewirkt

auch keine unzulässige Benachteiligung wegen des Geschlechts. Die dagegen eingeleg-

te Verfassungsbeschwerde hatte keinen Erfolg. Nach Auffassung des Bundes ver fas sungs -

gerichts war die Frau durch die Regelung zur Altershöchstgrenze keinem tatsäch lich an

das Geschlecht anknüpfenden höheren Risiko als Männer ausgesetzt, von dem hier

anwendbaren betrieblichen Altersversorgungssystem gänzlich ausgeschlossen zu sein. 
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JAHRESSTEUERGESETZ. Ab 2020 sind beschränkt einkommensteuer-
pflichtige Arbeitnehmer aus dem Ausland in das Verfahren der elek -
tro nischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (ELStAM) einzubeziehen.
Details sind in einem aktuellen Verwaltungserlass geregelt.

In Zukunft können auch solche Personen,
die im Inland nicht meldepflichtig sind,
in das Verfahren der elektronischen Lohn -
steuerabzugsmerkmale (ELStAM) mitein-
bezogen werden. Ein aktueller Verwal -
tungs erlass des Bundesfinanzministe ri -
ums regelt Einzelheiten und Ausnahmen
zur Ein beziehung ausländischer Arbeit -
neh mer in das ELStAM-Verfahren (BMF,
Schrei ben v. 7.11.2019, IV C 5 – S 2363/
19/10007 :001). 

Freischaltung zum 1.1.2020
Das bedeutet: Grundsätzlich müssen Ar -
beitgeber ab dem 1.1.2020 die Lohn -
steuer abzugsmerkmale für beschränkt
einkommensteuerpflichtige Arbeitneh -
mer – entsprechend dem Verfahren bei
in l ändischen Arbeitnehmern – im ELStAM-
Verfahren abrufen. Der elektronische Ab -
ruf der ELStAM für beschränkt einkom-
mensteuerpflichtige Arbeitneh  mer wird
zum 1.1.2020 freigeschaltet. 
Zunächst werden die beschränkt ein-
kommensteuerpflichtigen Mitarbeiter,
die im Inland weder einen Wohnsitz
noch einen gewöhnlichen Aufenthalt
haben, in das elektronische Verfahren
ein gebunden. Dadurch wird die Ausstel -
lung der „Be scheinigung für den Lohn -
steuer abzug für beschränkt einkommen-
steuerpflichtige Arbeitnehmer“ in Papier -
form in der Regel entfallen. 

ELStAM-Verfahren: IdNr erforderlich
Wichtig ist: Für die Einbeziehung in das
ELStAM-Ver fahren benötigen die Arbeit -
geber die Identifikationsnummer (IdNr)
der Mitar beiter. Falls ein Arbeitnehmer
noch keine IdNr hat, so ist diese anzufor-
dern. Ab 2020 ist die IdNr direkt beim
Betriebs stät tenfinanzamt des Arbeit -
gebers zu be antragen. Die Zuteilung
einer IdNr kann auch der Arbeit geber
beantragen, falls er vom Arbeit nehmer

dazu bevollmächtigt wurde. Wenn dem
beschränkt einkommensteuerpflichtigen
Arbeitnehmer bereits eine IdNr zugeteilt
wurde, teilt das Betriebs stät ten finanz -
amt diese auf Anfrage des Arbeit neh -
mers mit. 
Der Arbeitgeber ist auch berechtigt, eine
Anfrage im Namen des Arbeitnehmers
zu stellen. Zur Beantragung der IdNr soll
ein bundeseinheitlicher Vordruck auf
dem Formularserver des Bundes bereit-
gestellt werden.

Ausnahmeregelungen
Die Teilnahme am ELStAM-Verfahren gilt
noch nicht für Fälle, in denen für auslän-
dische Arbeitnehmer Freibeträge im
Lohnsteuerabzugsverfahren berücksich-
tigt werden sollen. Entsprechendes gilt,
wenn deren Arbeitslohn nach den Re -
gelungen in Doppelbesteuerungs ab kom -
men auf Antrag von der Besteue rung
freigestellt wird oder wenn der Steuer -
ab zug nach den Regelungen in Dop pel -
besteuerungsabkommen auf Antrag ge -
mindert oder begrenzt wird. 

Neuregelung beim ELStAM-Verfahren

Digitaler Datentransfer: Ab 2020 werden auch Mitarbeiter aus dem Ausland in das Ver -

fahren der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (ELStAM) einbezogen. 

In diesen Fällen hat das Betriebsstätten -
finanzamt des Arbeitgebers wie bisher
auf Antrag eine Papierbescheinigung für
den Lohnsteuerabzug auszustellen und
den Arbeitgeberabruf zu sperren. Dies gilt
auch dann, wenn für diesen Arbeit neh -
merkreis auf Anforderung des Fi nanz  amts
oder aus anderen Gründen z. B. früherer
Wohnsitz im Inland steuerliche IdNr vor-
liegen. Dann hat der beschränkt einkom-
mensteuerpflichtige Arbeitneh mer dem
Ar beit geber die Papier be scheinigung un -
ver züglich vorzulegen. 

ELStAM-Verfahren oder
Papierbescheinigung
Zu beachten ist: Der Arbeitgeber von
beschränkt einkommensteuerpflichtigen
Arbeitnehmern ist zum Abruf der ELStAM
berechtigt und verpflichtet, wenn den
Be  troffenen eine IdNr zugeteilt und
diese dem Arbeitgeber mitgeteilt wurde
und der Arbeitnehmer keine Papier be -
scheinigung vorgelegt hat. 
Wurde dem Arbeitgeber vom beschränkt
einkommensteuerpflichtigen Mitarbeiter
eine Papierbescheinigung vorgelegt, so
tritt diese Bescheinigung für den ver-
merkten Gültig keits zeitraum an die
Stelle der bereits ab  gerufenen ELStAM.
Der Arbeitgeber muss in diesem Fall den
Lohnsteuer abzug anhand der Papier be -
scheinigung vornehmen. 
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UMFRAGE. Das Onboarding neuer Mitarbeiter beginnt bereits vor dem
1. Arbeitstag. Es soll zu einer schnellen Integration und einer frühzei-
tigen Mitarbeiterbindung beitragen. Doch wie eine Haufe-Umfrage
zeigt, gibt es dabei noch viel Verbesserungspotenzial. 

Eine schnelle und erfolgreiche Integra -
tion von Mitarbeitern kann für die Unter -
neh men zum echten Wett bewerbsvor -
teil werden – gerade in Zei ten des Fach -
kräfte mangels. Mit einem systemati-
schen „an Bord holen“ können Arbeit -
geber verhindern, dass es schon in der
Frühphase zur Demotivation oder sogar
zur „inneren Kündigung“ des neuen Mit -
arbeiters kommt.  

Umfrage unter HR-Verantwortlichen
Wie es um das Onaboarding in deut-
schen Unternehmen bestellt ist, zeigt
eine Umfrage der Haufe Group, an der
von Juli bis September 2019 über 600 HR-
Verantwortliche teilgenommen haben. Es
sollte herausgefunden werden, wie On -
boar ding in den Unternehmen umge-
setzt wird und welche konkreten Maß -
nah men dabei genutzt werden. 
Wie die Umfrage zeigt, gibt es nach wie
vor Schwach stellen bzw. Verbesse rungs -
potenzial beim Onboarding. Eine große
Mehr heit (77 %) der befragten Per  sonal -
ver ant wortlichen sieht Verbes serungs-
 po ten zial beim Onboarding. In vielen
Fäl len scheitert ein professionelles On -

boar ding schon am Geld: 88 % der Be -
fragten gaben an, dass sie kein eigenes
Budget für den Onboar ding-Prozess zur
Verfü gung haben. 

Viele glauben an den Erfolg 
von Onboarding-Maßnahmen
Dabei sehen die Unternehmen den Nut -
zen von Onboarding-Maßnahmen durch-
aus: 94 % der HR-Verantwortlichen, die
Onboarding bereits in irgendeiner Form
einsetzen, glauben, dass durch ihre On -
boarding-Maßnahmen die soziale Inte -
gra tion schneller oder besser gelingt. 
91 % der Umfrageteilnehmer glauben
außerdem, dass die fachliche Integra-
tion verbessert oder beschleunigt wird.
78 % der Befragten gehen davon aus,
dass ein besseres Onboarding gerade die
Anfangsfluktuation verringern könne. 

Welche Maßnahmen 
oft genutzt werden
Die Zeit zwischen dem Abschluss des Ar -
beitsvertrags und dem ersten Arbeitstag
(sog. Preboarding) sollte der Arbeitge-
ber dazu nutzen, dem neuen Mitarbeiter
wich tige Informationen zukommen zu

Der Onboarding-Prozess ist 
vielfach noch verbesserungswürdig 

las  sen, offene Fragen zu klären und einen
 Einarbeitungsplan zu erstellen. Auch soll-
te der Arbeitsplatz des neuen Mitarbeiters
rechtzeitig ausgestattet werden. Wie die
Um frage zeigt, setzen viele Unterneh -
men in der Preboarding-Phase einen
Ansprechpartner aus dem HR-Bereich
ein, auch Be grüßungs mappen oder ein
Willkom mens schreiben gibt es häufig.
Auch das Angebot, den Neuan köm mling
beim Umzug zu unterstützen, ist eine
sinnvolle Onboarding-Maß nah me. 
In der Phase ab dem 1. Arbeitstag sind
Einführungsver anstal tun gen, regelmäßi-
ge Feedback-Gespräche und der Einsatz
von Mentoren weit verbreitet. Verbesse -
rungs  potenzial gibt es offenbar insbe-
sondere bei Onboarding-Maßnahmen,
die auf Netz werkbildung und soziale Inte -
gration zielen, wie beispielsweise Coach -
ing, Mit ar beiter-Events oder Stationen in
anderen Abtei lungen. Den Auto ren der
Studie zufolge gibt es weiteres Verbes -
se rungs po ten zial in der passgenauen
Ge stal tung von On boar ding-Prozessen.
Dem nach seien Onboarding-Prozesse
erfolg reicher, je dif ferenzierter sie in der
Praxis gestaltet werden.

Feedback im Onboarding-Prozess
Die Umfrage zeigt außerdem, dass bis-
lang relativ wenige Unternehmen auf
Software-Unterstützung beim Onboar -
ding-Prozess setzen. Die meisten Betrie -
 be nutzen keine speziell auf das Onboar -
ding ausgerichtete Software oder App.
Somit nutzen viele Unternehmen auch
die Möglichkeit nicht, über eine spezielle
Onboarding-Software Feedback einzuho-
len oder zu geben. Doch wie sieht es
generell beim Thema Feedback im On -
boarding-Prozess aus? 
Der Haufe-Um frage zufolge bieten nur 
26 % der Be triebe die Möglichkeit an,
Feedback-Gespräche mit HR-Verant wort -
 lichen zu füh  ren. Verbreiteter (56 %) sind
Ge spräche mit den Führungskräfte  n als
erste Anlaufstelle für Feedback im On -
boarding. In 32 % der Unternehmen gibt
es der Umfrage zufolge überhaupt keine
strukturierten Feedback-Gespräche wäh -
rend der Onboarding-Phase. 

INFO

Welche Vorteile ein professionelles Onboarding bringt

Ein systematisches Onboarding bringt sowohl für die Arbeitgeber als auch für die Mit -

arbeiter gleich mehrere Vorteile mit sich. Es kann dazu beitragen, dass der neue Mitar -

bei ter seine volle Leistungsfähigkeit zu einem früheren Zeitpunkt erreicht. Ein weiterer

möglicher Effekt: Durch ein gelungenes Onboarding erhöht sich die Chance, dass sich der

Arbeit nehmer im Unternehmen wohlfühlt und längerfristig im Unternehmen bleibt.

Onboarding trägt also auch zur Mitarbeiterbindung bei. Ein professionelles Onboarding

kann außerdem dazu führen, dass der Beschäftigte sein Wissen gerne intern einbringt,

sich loyal gegenüber seinem Arbeitgeber verhält und das Unternehmen als attraktiven

Arbeitgeber wahrnimmt und weiterempfiehlt.
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VORSCHAU

Saisonarbeit mit unbe-
fristetem Arbeitsvertrag

Crowdworker: Wie sind sie
arbeitsrechtlich einzustufen?

Beim sog. Crowdworking handelt es sich
um eine hierzulande relativ neue Ar beits -
form, die sich offenbar wachsender Be -
liebt heit erfreut. Es funktioniert so: Über
Internet-Plattformen bie ten Unter neh -
men Aufträge an (sog. Crowdsourcing).
Oft handelt es sich dabei um kleinere
Auf träge, für die eine Vielzahl po ten ziel -
ler Crowd worker infrage kommt.
Beim Crowdsourcing suchen die Unter -
neh men z. B. jemanden, der Adressen
recherchiert, oder ein bestimmtes Pro -
dukt testet. Teil wei se werden aber auch
fachlich an spruchs  volle Tätig kei ten an
Crowd wor ker vergeben, beispielsweise
Programmier arbei ten im IT-Be reich. 

Crowdworking häufig als Nebenjob 
Crowdworking wird meist als Nebenbe -
schäftigung ausgeübt, z. B. von Studen -
ten. Der Vorteil für den Crowdworker:

Man kann zeitlich flexibel und unabhän-
gig vom Arbeitsort Geld verdienen und
außerdem selbst bestimmen, ob man
einen Auftrag annehmen möchte. Das
beauftragende Unternehmen wiederum
kann auf diese Weise relativ kosten-
güns tig und unkompliziert Dienstleistun -
gen kaufen. Die Firmen profitieren dabei
von der Vielzahl und Flexibilität poten-
zieller Auftragnehmer. 

Selbstständige oder Arbeitnehmer?
Aber wie sind Crowdworker arbeitsrecht-
lich einzuordnen? Sind sie als Selbst   stän -
dige oder als Angestellte zu werten? Nach
einer neuen Ent schei  dung des Landes -
arbeitsgerichts München begründet eine
Vereinbarung eines Crowdworkers mit
dem Betreiber einer Internetplattform,
die keine Ver pflichtung zur Übernahme
von Aufträgen ent hält, kein Arbeits ver -

hältnis (LAG Mün chen, Urteil v. 4.12.2019,
8 Sa 146/19). Mit anderen Worten:
Crowd worker sind bei der Plattform, die
ihnen Aufträge ver mittelt, nicht wie ein
Arbeit nehmer angestellt. 

Urteil des LAG München
In dem Fall ging es um die Klage eines
Crowdworkers gegen ein Unter neh men,
das Kontrollen der Warenprä sen tation im
Einzelhandel oder in Tank stellen durch-
führt. Diese Auf träge werden über eine
„Crowd“ vergeben. Der Ab schluss der
Ba sisverein ba rung beechtigt dazu, über
eine App die auf einer Internetplattform
angebotenen Aufträge, welche in einem
selbst ge wählten Ra dius von bis zu 50
km an ge zeigt werden, zu übernehmen.
Im vorliegenden Fall be stand weder eine
Ver pflichtung zur An nahme eines Auf -
trags, noch umgekehrt eine Verpflich -
tung für den Auf trag geber Aufträge an -
zu bieten. Die Basis verein barung erfüllt
nach Auf fas sung des LAG München die
Vo rausset zungen für einen Arbeitsver -
trag schon des wegen nicht, weil sie
keinerlei Ver pflichtung zur Er brin gung
von Leistungen enthält. 
Das LAG München hat nicht entschieden,
ob durch das Anklicken eines Auftrags
ein befristetes Arbeitsverhältnis begrün-
det wurde. Dies war für die Ent scheidung
nicht relevant, weil die Un wirk samkeit
einer Befristung nur innerhalb einer Klage -
frist von 3 Wochen geltend ge macht wer-
den kann, was vorliegend nicht der Fall
war. Abzuwarten bleibt, ob auch das Bun -
des arbeitsgericht über den Fall entschei-
den muss. Wegen der grund sätzlichen
Be deu tung hat das LAG die Revision zum
Bundesarbeitsgericht zu gelassen.

MIKROJOBS. Crowdworker übernehmen Dienstleistungen, die über
das Internet angeboten werden. Ob sie Angestellte des jeweiligen
Plattform-Betreibers sind, hatte vor kurzem das Landesarbeitsgericht
München zu entscheiden.

Digitales Phänomen: Beim sog. Crowdsourcing bieten Unternehmen Aufträge über das

Internet an und suchen jemanden, der die Dienstleistung übernimmt. 


